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Die Schweiz plant überall
neue Eisenbahnen
Der Bund hat mit der Bahnperspektive 2050
die Agglomerationen im Fokus. Eisenbahnen sind nicht immer
die richtige Lösung – aber dafür bezahlt eben der Bund.
Gastkommentar von Peter König

Der Schweizer Bahnausbau ist in die Kritik geraten,
selbst ein Moratorium wird gefordert. Das attrak-
tive Motto «häufiger, rascher, direkter, bequemer»
von Bahn 2000 ist einem realen «teurer, später und
langsamer» gewichen. Man wartet gebannt auf die
nächste Botschaft zum Bahnausbau, die 2026 vor-
liegen soll.Haslital undGoms hoffen auf denGrim-
seltunnel, Basel auf sein Herzstück und Luzern auf
den Durchgangsbahnhof,Zürich hält die Füsse still.

Die Bahn muss heute vielen Ansprüchen ge-
nügen: Gemäss Bahn 2000 sollen die Züge häufig,
rasch und direkt fahren.Dabei sind immer grössere
Personenmassen zu befördern.Das kann nicht auf-
gehen. Die Ausbaupläne stehen vor allem im Zei-
chen der Kapazität und der Fahrplanstabilisierung.
Das bedeutet Baustellen, längere Reisen und mehr
Umsteigen – all das, was Bahn 2000 gerade nicht
bedeutet. Man wird der Kundschaft reinen Wein
einschenkenmüssen:Ein stabiles und leistungsfähi-
ges System ist nicht zu haben ohne Abstriche am
liebgewonnenen Reisekomfort.Die Botschaft 2026
wird also vor allem das Angebotskonzept 2035 ins
Ziel retten müssen.

Woher aber kommen all dieWünsche nach mil-
liardenschweren Bahnprojekten? Mit der Vorlage
Fabi (Finanzierung und Ausbau der Eisenbahn-
infrastruktur), in Kraft seit 2016, gelang ein gros-
ser Schritt hin zu einer soliden Finanzierung und zu
einer langfristig strategischen Netzplanung. Fabi ist
aber,wieman zehn Jahre nach derAbstimmung ein-
räumen muss, nicht frei von Fehlanreizen.Nament-
lich der vermeintlich übervolle Geldtopf des Bahn-
infrastrukturfonds (BIF) verleitet die Kantone zu
Luxuswünschen. Zudem steht deren früher Einbe-
zug einer netzweiten Strategie eher entgegen.Auch
für regionale oder urbane Verkehrsprobleme soll
oft gleich eine «richtige» Eisenbahn gebaut werden.
Diese ist aber bei allen Vorteilen die jeweils teu-
erste Lösung.Trams, Stadt- oder U-Bahnen können
oft für weniger Geld bessere Effekte bringen.Müs-
sen wirklich alle S-Bahn-Linien der Regio Basilien-
sis unter der historischenAltstadt verkehren?Wäre
für die «ligne directe» zwischen Neuenburg und La
Chaux-de-Fonds eine automatische Metro wie in
Lausanne nicht besser als eine SBB-Steilrampe?
Die Schweiz hat sich seit den Zeiten Niklaus Rig-
genbachs (Erbauer der Rigi-Zahnradbahn 1871)
immer wieder mit einemGeist für technische Inno-
vationen hervorgetan und sollte es auch heute beim
Bahnausbau tun.

Der Grund, warum immer gleich eine richtige
Eisenbahn gefordert wird, ist banal. Das Eisen-
bahngesetz sagt lapidar: «Keine Bundesleistungen
nach diesem Gesetz werden ausgerichtet für Stre-
cken für die Feinerschliessung.» Gemäss Botschaft
(sie enthält dazu einen einzigen Satz) sind darunter
in erster LinieTrams zu verstehen, sie gilt aber auch
für Stadt- oder U-Bahnen. Der BIF finanziert also
den Ausbau der Infrastruktur, aber eben nur die
«grosse». Dahinter stand einerseits die Befürch-
tung, dass die Mittel des BIF nicht für alles ausrei-
chen.Andererseits wurden damals Massnahmen in
denAgglomerationen aus dem sogenannten Infra-
strukturfonds finanziert. Heute läuft die Finanzie-
rung von Trams usw. über den Nationalstrassen-
undAgglomerationsfonds.Er ist ähnlich aufgebaut

wie der BIF, aber er zahlt nicht einfach alles, son-
dern leistet nur Beiträge.Bei der Eisenbahn kaufen
sich die Kantone mit einem jährlichen pauschalen
Ablass von einer halben Milliarde frei. Die Haupt-
last der Finanzierung trägt der Bund.

Im Klartext: Die Kantone wollen Eisenbahnen,
weil diese durch den Bund bezahlt werden. An
Stadt- oder U-Bahnen und Trams müssten sie sich
erheblich beteiligen.KeinWunder also, dass sie auch
für regionale Verkehrsprobleme reflexartig an den
BIF denken. Für solche ist aber die Eisenbahn nicht
nur zu teuer, sondern auch ungeeignet. Sie kann ihre
Vorteile nur unter den richtigen Rahmenbedingun-
gen ausspielen: Mindestdistanzen zwischen den
Haltestellen, grosse Passagiermassen, lange Zug-
läufe. Auch wenn die Bahnperspektive 2050 des
Bundes dieAgglomerationen im Fokus hat, können
nicht überall Eisenbahnen gebaut werden.Bahnpro-
jekte werden immer teurer und kommen oft zu spät.
DieVerkehrsprobleme bestehen jetzt, pharaonische
Vorhaben im Horizont 2050 bringen wenig.

Damit kehrt sich die seinerzeit gute Absicht
gegen die Erfinder. Man wollte den BIF schonen,
aber die massiven Forderungen aus allen Regio-
nen drohen ihn nun erst recht zu überfordern. Das
Parlament kann die Geburtsfehler von Fabi kor-
rigieren. Das Streichen der erwähnten Bestim-
mung macht den Weg frei für raschere, günstigere
Lösungen mit besserer Wirkung. Trams, Stadtbah-
nen oder Metros können besser auf regionale Be-
dürfnisse reagieren. Technisch unterstehen sie
längst dem Eisenbahngesetz. Mit einer finanziel-
len Gleichbehandlung würde der BIF zwar zusätz-
liche Projekte finanzieren müssen, unter dem Strich
aber gleichwohl sparen: Ungeachtet der Finanzie-
rung könnte für jedes Verkehrsproblem die tech-
nisch beste Lösung gesucht werden.Dadurch liesse
sich eine sachlichere Diskussion über den Bahnaus-
bau führen als heute.Die Botschaft 2026 bietet Ge-
legenheit, den teurenArtikel zu streichen.

Peter König leitete von 2010 bis 2022 den Rechtsdienst
im Bundesamt für Verkehr.

Kartellrecht: Weniger
Emotionen, mehr
ökonomischer Verstand
Die Wettbewerbskommission sollte schädliche Auswirkungen
von vertikalen Abreden nach ökonomischen Kriterien prüfen.
Denn sie sind keineswegs zwingend schädlich.
Gastkommentar von Stefan Bühler und Samuel Rutz

Die laufende Teilrevision des Kartellgesetzes er-
hitzt die Gemüter:Die einen monieren, die gelebte
Praxis derWettbewerbsbehörden und Gerichte im
Umgang mit Abreden sei ausufernd. Ihr Vertrauen
in die Wettbewerbshüter ist angekratzt. Insbeson-
dere seien in den letzten Jahren zahlreiche Rechts-
figuren geschaffen worden, die mit der wirtschaft-
lichen Realität nichts mehr zu tun hätten.

Die anderen verteidigen diese Entwicklungen
als Errungenschaft eines modernen Kartellrechts.
Sie lehnen die diskutierte Revision ab und ma-
len den Teufel einer Rückkehr in die Kartellwirt-
schaft vergangener Tage an die Wand. Das Parla-
ment tut sich schwer mit der emotional aufgelade-
nen Debatte und droht die Kohärenz des Kartell-
gesetzes mit Ad-hoc-Vorstössen zu untergraben.

Die Wettbewerbskommission (Weko) hat die
Kompetenz, denWettbewerb beseitigende oder er-
heblich beeinträchtigende Abreden zu untersagen
und zu ahnden, wenn sie sich nicht durch Gründe
der wirtschaftlichen Effizienz rechtfertigen lassen.
Das hat sie in der Vergangenheit oft getan; es wur-
den teilweise happige Bussen gesprochen.

EinenWendepunkt in der Beurteilung von Ab-
reden stellt dabei das Urteil des Bundesgerichts
von 2016 betreffend denVertrieb von Elmex-Zahn-
pasten (Gaba-Urteil) dar. Gemäss diesem ist bei
bestimmtenAbredetypen – oft auch als «harteAb-
reden» bezeichnet – grundsätzlich von einer erheb-
lichen Wettbewerbsbeeinträchtigung auszugehen.
Darunter fallen einerseits Preis-,Mengen- und Ge-
bietsabreden zwischen Unternehmen auf derselben
Wertschöpfungsstufe (horizontaleAbreden), ande-
rerseits auch Abreden über Mindest- oder Fest-
preise, über Mengen sowie gewisse Gebietsabre-
den in Vertriebsverträgen (vertikale Abreden).

Diese Abreden sind gemäss Bundesgericht als
«besonders schädlich» einzustufen, da der Gesetz-
geber davon ausgegangen sei, dass diese denWett-
bewerb beseitigten. Die Weko müsse daher in sol-
chen Fällen grundsätzlich keine weitergehenden

quantitativen Analysen vornehmen, ob eine Ab-
rede den Wettbewerb erheblich beeinträchtige. Es
genüge der Nachweis, dass die Abrede vorgele-
gen sei. Die Weko wendet diese höchstrichterliche
Rechtsprechung seit 2016 konsequent an. Und ge-
nau hier entzündet sich die emotional geführte
Debatte zwischen Befürwortern und Gegnern der
anstehenden Teilrevision. Diese sieht nämlich vor,
dass bei der Beurteilung der Erheblichkeit von
Wettbewerbsabreden sowohl qualitative als auch
quantitative Kriterien berücksichtigt werden sollen.

Aus ökonomischer Sicht ist die Sache klar. Es
besteht ein breiter Konsens darüber, dass horizon-

tale und vertikale Abreden unterschiedlich zu be-
urteilen sind: Harte horizontale Abreden schaden
derWohlfahrt und demWettbewerb in aller Regel,
so dass auf eine quantitative Prüfung der Erheb-
lichkeit verzichtet werden kann.

Dagegen braucht es bei vertikalen Abreden
eine Prüfung, die quantitative und qualitative Kri-
terien berücksichtigt. Denn anders als bei horizon-
talen Abreden ist es bei vertikalen Abreden nicht
so, dass sie der Wohlfahrt und demWettbewerb in
aller Regel schaden. Stattdessen können vertikale
Abreden – auch solche, die derzeit als «hart» be-
zeichnet werden – den Wettbewerb zwischen ein-

zelnen Produkten und damit die Wohlfahrt stär-
ken.Dies kann namentlich dann der Fall sein,wenn
keine starken Vertriebsketten involviert sind. Der
oft gehörte Vergleich von harten vertikalen Abre-
den mit einem Gefährdungsdelikt (z. B. Trunken-
heit am Steuer) ist deshalb irreführend.

Die Schweiz würde mit einem solchen «Rule of
Reason»-Ansatz für vertikale Abreden nicht ins
internationale Hintertreffen geraten, sondern den
ökonomischen Verstand in der wettbewerbsrecht-
lichen Praxis stärken. Auch dem Argument, der
quantitative Nachweis von schädlichenAuswirkun-
gen sei zu schwierig, muss widersprochen werden.

Natürlich ist sich die moderne Ökonomik be-
wusst, dass der kausale empirische Nachweis von
schädlichen Auswirkungen nur selten gelingen
kann.Ein solcher wird auch nicht verlangt.Es reicht
vollends, wenn die formulierten Schadenstheorien
mit empirischen Analysen plausibilisiert werden –
dafür besteht ein etablierter ökonomischer «Werk-
zeugkasten». Die Wettbewerbskommission und ihr
Sekretariat verfügen über diese Kompetenzen.

Mit dem Kartellgesetz soll volkswirtschaft-
lich schädliches Verhalten verhindert werden. Die
Wettbewerbsbehörden sollen aber nicht einVerhal-
ten verhindern, das keine schädlichen oder sogar
positive Auswirkungen hat. Die Weko sollte des-
halb die schädlichenAuswirkungen von vertikalen
Abreden im Rahmen einer Prüfung, die quantita-
tive und qualitative Kriterien berücksichtigt, plau-
sibilisieren. Sie läuft sonst Gefahr, dass ihre Ent-
scheidungen ökonomisch nicht gerechtfertigt wer-
den können, was auch dem Ansehen der Behörde
schadet. Bei harten horizontalen Abreden ist eine
solche Prüfung hingegen nicht notwendig.

Stefan Bühler ist Professor für angewandte Mikroökono-
mik an der Universität St. Gallen und ehemaliger Vizepräsi-
dent der Weko, Samuel Rutz ist geschäftsführender Part-
ner von Swiss Economics und ehemaliger Chefökonom des
Sekretariats der Weko.
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